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11/1332961g_3_ Im Namen des Volkes__‚- _.vu’"

In Sachen

Zugestellt ° °°° °=°ova

&) der Revisionskläge—
rin am 22. Oktober
1964,

b) der ■evisionobeklag—
ten am 24. Uktober

‚.1904
OOo.oeoßeoaoouooocoooooo000ooooeoauauonooooaooooobo

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 11„ Senat des Bundessozialgeriehts ohne

mündliche Verhandlung nach @ 124 Abs° 2 i„Vom„

@ 155 Absc 1 und @ 165 des Sozialgerichtsgesetzes

am 1° Oktober 1964 unter Mitwirkung von

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
als Vorsitzendem,

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dro B u s s
als weiteren Berufsriehtern,

Bundessozialriehter L e h m k u h l und

Bundessozialriehter Dr° N e u m a n n
als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Die Revieion der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen Landessoziulgeriehts vom 23„ Januar

1962 wird zurückgewiesen„

Kosten sind nicht zu erstatten°

V o n R e e h t s w e g e n

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


lo

Der Prokurist Karl M.:-.. ;;;-.-(M.), geboren ;m 10„ März 1889,
beantrarte am 290 Januar 1958 beim Städtischen Versiche—&

rungsamt in München die Gewährung des Altersruhegeldes

aus der Angestelltenversicherung wegen Vollendung des .

65° Lebensjahres; er fügte dem Antragsformular ein wei—

teres, von ihm nicht unterschriebenes Formular über

einen Antrag auf Ruhegeld bei; dieses Formular enthält

den Vermerk: “München, den 5. Januar 1954, Landesver—

sicherungsanstalt Oberbayern (Stempel), Brüekl”„ Name

und Geburtsdatum des Versicherten sind in Schreibmaschi—

nensehrift ausgefüllto

Die Beklagte bewilligteil° mit Bescheid vom 20„ Juni

1958 das Altersruhcgeld ab 1° Januar 1957„

Hiergegen erhob Mc Klage; er machte geltend, dass ihm

das Altersruhegeld auch für die Zeit vom 10 April 1954

bis zum 51„ Dezember 1956 zustehe, weil er bereits im

Januar 1954 einen Rentenantrag gestellt habe; der

Personalleiter seiner Firma, V;:::::::z:zzzzz''''
(V»), habe im Ja—

nuar 1954 für ihn ein Antragsformular von der Landesver—

sicherungsanstalt (LVA) München abgeholt; dieses Formu—

lar sei mit einem Eingangsvermerk versehen werden; da—

mit habe der Versicherungsträger bekundet, dass die Wil—

lenserklärung des Versicherten, einen Rentenantrag zu
stellen, bei ihm eingegangen sei°

Das Sozialgericht (SG) München hörte den Personalstel—
lenleiter V° als Zeugen; es wies die Klage durch Urteil vo

vom 170 Februar 1960 ab, weil der Versicherte im Jahre

1954 keinen wirksamen Rentenantrag gestellt habe; es
liess die Berufung zu°
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M. legte Berufung an das Bayerische_Landesscziälgericht

(LSG) ein° Das LSG hörte in der mündlichen Verhand—

lung M.persönlich; es vernahm ferner erneut den Zeu—

Jgen V° Das LSG wies die Berufung durch Urteil vom

23„ Januar 1962 zurück: Den Bekundungcn des Zeugen

.V° sei zu entnehmen, dass der Zeuge bei seiner Vor—

spraehe bei der LVA München im Januar 1954 ledig—

lich ein "Blankoantragsformular" verlangt und er—
halten habe, ohne dass er den Namen des Versicher—

ten_alS Antragsteller erwähnt oder Unterlagen von
ihm vorgelegt habe; eine solche "anonyme Vorspru—

che“ eines Dritten beim Versicherungsträger genü—

ge nicht, um eine rechtswirksame Antragstellung

annehmen zu können; die Abstenpelung des Blanke—
forhulares habe keine sachliche Bedeutung, zumal

der Versicherte das Antragsformular nicht in ei—

ner angemessenen Zeit ausgefüllt und unterschrie—

ben dem Versicherungsträger eingereicht habeo Das

LSG liess die Revision zu.

Das Urteil des LSG wurde M„ am 2. März 1962 zuge—

stellto M„ legte am 30„ März 1962 Revision eino-
Br beantragte, ' '

die Entscheidungen der "Vorin5tanzen" auf—
zuheben und die Beklagte zu verurteilen,

ihm das Altersruheg‘eld ab 1‚ April 1954

N S
:“

gewähren,

hilfswe se,

'e

i

di Sache zu neuer Verhandlung und Entschei—

Q
; 3)-u.g an das Bayerische LSG zurückzuverweisen°

Er begründete die Revision am 26„ Äpril 1962: Das
LSG sei zu Unrecht davon ausgegangen, dass dem

Zeugen V° ein "Blankoantragsformular" ausgehän—

digt werden sei; es habe noch prüfen müssen, ob
der Name und das Geburtsdatum nicht bereits von

der LVA in das Formular eingetragen worden seien;
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das LSG habe insoweit die Verfahrensvorsehriften der

@@103 und 128 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ver—
letzt. Das LSG sei auch zu Unrecht zu dem Ergebnis

gekommen, dass die Abholung des abgestempelten For—

mulars keine rechtliche Bedeutung im Sinne eines An—

trages gehabt habe; es habe die Vorschriften der

@@120 und 164 des Bürgerlichen Gesetzbuehcs (BGB)

verletzt; es habe auch den Grundsatz von Treu und

Glauben nicht beachtet; wenn es die Vorverlegung des

Bentenbeginns abgelehnt habe, obgleich die Voraus—

setzungen für die Rente gegeben gewesen seieno

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

M, starb am 21° Februar 1963° Die Klägerin, seine Ehe—

frau, setzte als Rechtsnachfolgerin nach 5 65 Abs, 2

des Angestelltcnvcrsicherungsgesetzes (AVG) das Ver—

fahren fort°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (5% 124 Abs° 2,
155, 165 SGG). '

II.

Die Revision ist zulässig (55 162 Abs° 1 Nr° 1, 164
SGG)„ Sie ist jedoch nicht begründet°

Streitig ist, ob dem Versicherten M, das Altersruhegeld

auch für die Zeit vom 1° April 1954 bis zum 31° Dezem—

ber 1956 zugestanden hat, Dieser Anspruch hängt, wie

das LSG zutreffend ausgeführt hat, davon ab, ob M„

seinerzeit einen Rentenantrag gestellt hat (5541 Abs° 1
AVG aF, 1286 Abs° 1 der Reichsversicherungsordnung

— EVO — aF)„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Das LSG ist zu Recht zu dem Ergebnis gekommen, N. habe —

vor Januar 1958 — keinen Rentenantrag gestellt°

Das LSG hat in tatsächlicher Hinsicht festgestellt, der

Zeuge Vo, der Personalstellenleiter der Firma, bei der

M° als Prokurist beschäftigt gewesen ist, habe im Janu—

ar 1954 « "wie auch in anderen gleichgelagerten Fällen

ohne besonderen Auftrag des Versicherten” — ein Formular

für einen Antrag auf Altersruhegeld aus der Angestell—

tenvcrsiehcrung von der LVA Oberbayern in München bc—

sorgt; er habe dabei weder den Namen des Versicherten

angegeben noch Unterlagen von ihm vorgelegt, V° habe

ein mit dem Datum des 5° Januar 1954 abgestempeltes

"Blankoantragsformular" erhalten, er habe dieses For—

mular dem Versicherten zur Ausfüllung und Einreichung

überlassen; der Versicherte habe dieses Formular, in

_dem später Name und Geburtsdatum des M. in Schreibma—

schinenschrift vermerkt worden seien, erst mit seinem

auf einem anderen Formular gestellten Antrag von 29°

Jan‘ar 1352 den Städtischen Versicherungsamt in München
eingereicht,

Gegen diese Feststellungen macht die Klägerin zwar geltend,

das LSG sei ohne ausreichende Unterlagen zu dem Ergebnis

gekommen, der Zeuge V° habe lediglich ein "Blankoantrags—

formular” abgeholt; es habe noch prüfen müssen, ob nicht

b reits die LVA anlässlich der Vorsprache des Zeugen V,

Name und Geburtsdatum des }, als eines Antragstellers

vermerkt habe; sie erhebt insoweit die Verfahrensrügen,

das LSG habe den Sachverhalt nicht genügend geklärt und

die Beweise nicht gesetzgemäss gewürdigt, es habe somit

gegen die Verfahrensvorschriften der 55 103 und 128 SGG
verst ssen° Diese Verfahrensrügen gehen jedoch fehl° Das

LSG hat auf Grund der Bekundungen des Zeugen V, davon

überzeugt sein dürfen, dass V„ bei seiner Vorsprache bei
der LVA Oberbayern im Januar 1954 lediglich ein "Blanke—

antragsformular“ verlangt und erhalten hat, und dass

er weder den Namen des H, erwähnt noch Unterlagen von ihm
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morgele;t hat; dies hat der Zeuge V, bei seiner Verneh—

mung vor den SG ausdrücklich erklärt; das LSG hat dieser

Bekundung folgen dürfen; es hat an ihr Richtigkeit

auch nicht deshalb Zweiiel haoe im“ssen‚ weil der Zeuge

V, in einer späteren Vernehmung “esagt hat, er könne

sich nicht mehr entsinnen, ob er bei dei Abholung des

Antragsfoymulars auch den Namen des Ve■eicherben erwäh11t

habe, er habe jedenfalls
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des Verfahrens 5593 zu entscheiden (5 128 Abs„ 1 Satz 1

SGG), überschritten hat (vgl„ auch BSG 2, 236)„ Das SG

hat auch die Gründe, die für seine Überzeugung leitend

gewesen sind, saehgereeht dargelegt (@ 128 Abs° 1 Satz 2
SGG)° Das Bundessozialgericht (BSG) ist danach an die

tatsächlichen Feststellungen des LSG gebunden, weil

keine zulässigen und begründeten Revisionsrügen gegen

sie vorgebracht sind ($ 163 SGG)"

Der festgestellte Sachverhalt rechtfertigt die Schluß—

folgerung des LSG, dass der Versicherte Mo im Januar

solche Antrag keiner besonderen Form, er kann deshalb*?

auch mündlich — und auch durch einen Stellvertreter —

gestellt werden (95 204 AVG, 1613 eve; BSG 2, 275,
275); es genügt, dass der Antragsteller zu erkennen

gibt, dass er aus Anlass eines bestimmten Eveignisses

eine Leistung aus Mitteln der Versicherung erstrebe;

auf jeden Fall muss aber eine Erklärung abgegeben sein,

die die Person des Antragstellers erkennen lässt”‘ Im

vorliegenden_Fell ist lediglich ein Antragsformular

— durch einen Dritten — besorgt werden, ohne dass er—

kennbar geworden ist — geschweige denn "festgehalten”

werden ist —, wer eine Leistung erstrebt hat; damit

‘st jedenfalls noch kein Rentenantrag gestellt werden,

weil keine — auf Gewährung der Leistung gerichtete —
Willenserklärung eines bestimmten Versicherten gegen—
über dem Versieherungsträger abgegeben werden ist°

Hieran hat auch nichts geändert, dass das Blankene—

tragsformular mit einem Eingangsstempcl versehen w r—
dcn ist° Mit der blossen Abstempelung des — ausgege—
benen — Blankoantragsformulars hat der Versicherungs—

träger noch keinen Antrag entgegengenommen° er An—

trag ist vielmehr erst "ann gestellt gewesen, wenn
der Versicherte das ihm "anonym" überlassenc ”Blan—

koantregsformular” ausgefüllt und unterscnrieben dem

Versieherungsträger eingereicht hat° Wenn der Versi—

cherungsträger in solchen Fällen — in einer vorüber—

gehenden Verwaltungsübung — einen "innerhalb einer

_ 8 _
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angemessenen Fr st” nach der Aushändigung des sbgestem—

pelten Blnnkoformulsrs eingereichten Antrag so 99319n99l3

hat, als sei er bereits im Zeitpunkt der Ais„e‚nelung

des Blenkos n1rebefo::ulsrs gestellt werden, so kann

dahingestellt bleiben, ob eine solche ”Vorverleg gung des

Antrags und damit des Hentenbeginns" den gesetzlichen

Vorschriften entsprochen hat: Mo hat jedenfalls das ihm

überlesscne Blenkosntragsformular nicht "innerhalb einer

angemessenen Frist" ausgefüllt eingereicht; er hat vs

vie l:nehr ers t einem vier_Jahrc später gestellten Renten—

sntreg beigefügt

Hat der Versicherte — vor anne ’1

w
u 1957 — keinen Rentenan—

Zeitrag gestellt, so hat ihm ür vor dem.1o Januar}J
.

8

n

d

1957 auch keine iente zugestanden° Hech 9 1286 R'VO sF

@ist der Beginn der Rente von d m Zei tpunkt an abhängig,

in dem der int sg gestellt istc Der Antrag ”st also ein

gesetzlichesi übesbands merkm das für den Beginn der

Rente erheblich ist° Der Antra ag als Voraussetzung für

weli wie ein anderes ge—den Beginn der Rente kann s .)

setzliches Tetee stendsmerkmal als nachtr‘"licq erfüllt

sn;esehex werden, soweit nicht — wie zB nach 9 2 des

R11e5sfristengesetzes vom 13 „ Noxenber 1952 — gesetzlich

Aus nehmen Vorvesehe11 sind Der Antrag bezi M3 sich nicht0 lt

auf eine verfaü:rensreehtliche Frist für die Geltendmachung

des Ansprue‘n. auf Rente; es kommt deshalb auch eine Wie—

dereinsetzung in den voriren S"u&Hd hier nicht in Be tr achto

Es ist deshalb auch n k1t erheblic„, ob der Vers'cherte

”okne Versc:nzlden” den

CAntreg

nicht früher gestellt hat„

oder ob er ”en der irüheren Anür rgstellungö eh Veri:älu—

nisse gehindert w rden ist, die ausserhalb seines Willens

ls gen” (vgl hierzu besonders UI meil ses BSG vom 25„ Juni

1 64 — 11,1 HA 316/ 62 —) Es kommt des E::li; auch nicht
“ .“ vdarauf an, so eer Versi m: rte den .Antrsg nur desislb nicht

früher ;‘stell t hit, il er aus der ...)s':e‘*neiun:r des ihm

— durch einen Dritten — us 01la ssenen ".Blenl-c centre. -"s10r—

mulsrs" irrtü mli ch ;esenlossen hat, der „ntrzi sei be-

reits gestellt und es er ohne oder mit Verschulden ge—

handelt haa■”, wenn er sich kbrauf verlassen und sich vier

..O..
‚‘
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Jahre lang nicht weiter um das Rentenvcrfahren gekümmert

hat, In der Rentenversicherung ist die l‘olg 50 davon,

dass der Antrag “verspätet” gestellt wird, nicht

wie nach dem früheren Recht der Kriegsopferve sor—

gung und der Unfullversieherung (@@57 Abs° 1 Nr„ 5,

58 des Bundes versorgung; sgesetzcs — BVG — aF, 1547

‘RVO aD) der Verlust des Stemmr chts, sondern nur

der spätere Beginn der Einzelleistungen aus dem

Stemmreohto Die Vorschrift des 5 1286 RVO eF lässt

daher — anders als des in BSG 14, 246 ff, zu 5 58

BVG aF dargelegt ist — Ausnahmen auch dann nicht zu,

wenn, abgcs;ehcn von dem Antra g, die sonstigen Vor—

aussetzungen für einen irüheren Rentenbeginn erfüllt

sind° Die Vorschrift des 5 1286 RVO &? trägt im we—
sentlichen Ordnungseharaktera Sie soll der Verwal—

tung den Überblick über die Leistungen, die sie zu

erbringen hat, erleichtern und beruht auf der Er—

wägung, dass ebcn's0 wie Unterhalt nicht fur die Ver—

gangenheit gewährt werden muss (@ 1615 BGB), auch
die Rente nicht gewährt wird für eine Zeit, für

die sie nicht durch den Antrag geltend gemacht isto

Dem Vers;i erten wird vom Gesetz zugemutet, selbst

an der Ordnung seines Vers ich runvc"ernaltnisces

insoweit nit: uwiiken, als er seinen Anspruch anzumelden

het° Wennpr dies nicht tut, so muss er zeitlich bc—

grenzte Reehtsnachteile hinnehmen° Die Beklagte ver—
stösst c.Mh r n10htgegen Treu und Glauben, wenn sie

die "Vorvevlegu wn - des Rentenocginns" ablehnt° @ 1286

EVO &? enthalt zwingendes meterielles Recht, Die Vor—

aussetzungen dieser Vorschrift nd von Amts WCSOH

zu beacht on, Die Beklagte verkennt nicht eie rechts—

ethische und 5031ul lunktion des 5 1286 EVO aF,
„

wenn sie eie Vorverlegug , des Hentcnbeginns ablehnt,

weil es an einer gesetzlichen Voraussetzung dafur

fehlt° ist danach — wegen Fehlens des Antrags — ein

Anspruch des Versicherten auf Rente für die Zeit

vom 1° April 1954 bis zum 31„ Dezember 1956 über—

haupt nicht entstanden, so ist der insoweit alleh—

nende Bescheid der Beklagten schon aus diesem Grund
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rechtmässig; es bedarf daher keiner Erörterung der vom
LSG aufgeworfenen Frage, ob der Versicherte "seinen

Anspruch" durch "Verzicht“ oder "Verwirkung" oder aus
einem sonstigen Grunde verloren hat, weil er ihn vier

Jahre lang nicht geltend gemacht hat„

Der Anspruch der Klägerin — als Rechtsnachfolgerin des

verstorbenen Versicherten — auf Vorverlegung des Renten—

beginns, d° h° auf Gewährung der Rente für die Zeit

von 1° April 1954 bis zum 51° Dezember 1956, ist so—

nceh unbegründetq Das LSG hat im Ergebnis zutreffend

entschieden° Die Revision der Klägerin ist deshalb

zurückzuweisen (@ 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG)°

Die Kostencntseheidung folgt aus 5 19” (I
) G'G_o
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